Gemeinde Rosendahl Rosendahl, den 02.05.2014
Der Burgermeister

Sitzungsvorlage Nr. VIII/706
offentliche Sitzung

Beratungsgang:
Planungs-, Bau- und Umweltausschuss 08.05.2014
Rat 15.05.2014
Betreff: 1. Anderungssatzung zur Satzung der Gemeinde Rosendahl iiber
die Grenzen fiir den im Zusammenhang bebauten Ortsteil
Osterwick gemaR § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Baugesetzbuch (BauGB)
hier: Aufstellungsbeschluss gemaR § 34 Abs. 6 BauGB
sowie Beschluss zur 6ffentlichen Auslegung geman
§ 3 Abs. 2 BauGB
FB/Az.: IV/621.66
Produkt: 53/09.001 Raumliche Planung und Entwicklung
Bezug: PLBUA 02.04.2014, Top 11 6.S., SV VIII/695

Finanzierung:

Hohe der tatsachlichen/ voraussichtlichen Kosten: ca. 600 €

Finanzierung durch Mittel bei Produkt:
Uber-/ auRerplanmaRige Ausgabe in Héhe von:

Finanzierungs-/ Deckungsvorschlag:

Beschlussvorschlag:

Das Verfahren zur 1. Anderung der Satzung der Gemeinde Rosendahl Uiber die Grenzen
fur den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Osterwick gemaf § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3
BauGB wird im vereinfachen Verfahren gemaf § 13 BauGB fur die Grundstlicke, die dem
der Sitzungsvorlage Nr. VIII/706 beigefligten Plan B des Satzungsentwurfes zu entneh-
men sind, durchgefiihrt. Dieser Plan ist Bestandteil des Beschlusses.

Gemal § 34 Abs. 6 in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 BauGB wird die Offentli-
che Auslegung der Planunterlagen beschlossen.

Dieser Beschluss ist gemaR § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsublich bekannt zu machen.




Sachverhalt:
Auf die Sitzungsvorlage Nr. VI11/695 wird verwiesen.

In der Sitzung des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses am 02.04.2014 wurde be-
reits mitgeteilt, dass die Aufstellung einer AuRenbereichssatzung ,Zum Bulten“ gemal §
35 Abs. 6 BauGB nicht zulassig ist, da der Planbereich lediglich drei Grundstiucke mit
jeweils einem Wohnhaus umfasst. Voraussetzung fur die Aufstellung einer Auf3enbe-
reichssatzung ist, dass bereits eine Wohnbebauung ,von einigem Gewicht* vorhanden ist.
Auch wenn das BauGB im § 35 Abs. 6 keine Mindestanzahl von Grundstiicken bzw.
Wohngebauden nennt, so wurde in einem vergleichbaren Fall gerichtlich entschieden,
dass bei drei Wohngebauden noch keine Wohnbebauung von einigem Gewicht vorhan-
den ist.

Nach Erorterung der planungsrechtlichen Moglichkeiten mit dem Leiter des Bauord-
nungsamtes des Kreises Coesfeld wird nunmehr vorgeschlagen, die vom Rat der Ge-
meinde Rosendahl in seiner Sitzung am 11. Dezember 1980 beschlossene Satzung Uber
die Grenzen flr den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Osterwick gemaf § 34 Abs. 2
des friiheren Bundesbaugesetzes zu andern.

Nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB konnen einzelne Aulienbereichsflachen in die im
Zusammenhang bebauten Ortsteile einbezogen werden, wenn die Flachen durch die bau-
liche Nutzung des angrenzenden Bereiches entsprechend gepragt sind. Dieses ist hier
durch die vorhandene Bebauung sudlich der ,Darfelder Stral3e” (L 571) gegeben.

Ziel der 1. Anderung ist es daher, die Wohngrundstiicke Gemarkung Osterwick, Flur 14,
Flurstiicke Nr. 53, 54 und 55 (Wohngebaude ,Zum Bllten“ mit den Hausnummern 3, 5
und 7) in die Abgrenzung des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles Osterwick einzube-
ziehen. Einbezogen in den Anderungsbereich werden auch die StraRenflache ,Zum Bll-
ten” von der L 571 bis zur nérdlichen Grenze des Flurstliickes Nr. 53 (Flurstiick Nr. 85
tiw.) einschlieflich des StralRenseitengrabens (Flurstlick Nr. 86 tlw.) sowie der Stralden-
seitengraben nordlich entlang der ,Darfelder Stral3e® (L 571, Flurstick Nr. 71 tlw.) und die
StralRenflache der ,Darfelder Strae® (L 571, Flurstiick Nr. 77 tiw.), um die Wohnbau-
grundstlicke an den Innenbereich anzuschliel3en. Dieser Bereich liegt dann innerhalb des
Geltungsbereiches der Satzung fir den im Zusammenhang bebauten Ortsteil Osterwick,
auch Innenbereichssatzung genannt. Da in der Innenbereichssatzung lediglich eine Fest-
setzung fur Anpflanzungen getroffen wird, richten sich zukinftige BaumafRnahmen ge-
maR § 34 BauGB nach Art und Mal der vorhandenen Bebauung und sind im Rahmen
eines Bauantrages mit der Bauordnung des Kreises Coesfeld abzustimmen und zu ge-
nehmigen.

Fir die 1. Anderung der Satzung tber die Grenzen fir den im Zusammenhang bebauten
Ortsteil Osterwick gemal § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB gelten gemal} § 34 Abs. 6 Satz
1 BauGB die Vorschriften iber die Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung firr das ver-
einfachte Bebauungsplanverfahren geman § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 sowie Satz 2
BauGB.

Der Satzungsentwurf, bestehend aus Satzungstext, Planzeichnungen und Begrindung
einschlieBlich Eingriffs- und Ausgleichsbilanz, ist der Sitzungsvorlage als Anlage | beige-
fugt.



Zur Einleitung des Verfahrens ist der Aufstellungsbeschluss zu fassen und die 6ffentliche
Auslegung des Satzungsentwurfes gemaR § 13 Abs. 2 Nr. 2 und 3 in Verbindung mit § 3
Abs. 2 BauGB zu beschlielen. Zudem wird die Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager o6ffentlicher Belange geman § 4 Abs. 2 BauGB durchgefihrt.

Im Auftrage: Kenntnis genommen:
Brodkorb Niehues

Stellv. Fachbereichsleiterin Bilrgermeister

Anlage(n):

Anlage I:  Satzungsentwurf, bestehend aus Satzungstext, Planzeichnungen und
Begrundung einschlieBlich Eingriffs- und Ausgleichsbilanz

Anlage(n):

Anlage |: Antrag des Bauherren



	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

